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§ 11 Personen- und Sachbegriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist  
1. Angehöriger: 

wer zu den folgenden Personen gehört:  
a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspartner, 
der Verlobte, auch im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Geschwister, 
Ehegatten oder Lebenspartner der Geschwister, Geschwister der Ehegatten oder 
Lebenspartner, und zwar auch dann, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, 
welche die Beziehung begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die Verwandt-
schaft oder Schwägerschaft erloschen ist, 
b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

2. Amtsträger: 
wer nach deutschem Recht  
a) Beamter oder Richter ist, 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder in 
deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur Aufga-
benerfüllung gewählten Organisationsform wahrzunehmen; 

2a.Europäischer Amtsträger: 
wer  
a) Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des 
Rechnungshofs oder eines Gerichts der Europäischen Union ist, 
b) Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union oder einer auf der 
Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung ist oder 
c) mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder von Aufga-
ben einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen 
Einrichtung beauftragt ist; 

3. Richter: 
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 

4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 
wer, ohne Amtsträger zu sein,  
a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt, oder 
b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluss, Betrieb oder Unterneh-
men, die für eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung ausführen, 
beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen-
heiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 

5. rechtswidrige Tat: 
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

6. Unternehmen einer Tat: 
deren Versuch und deren Vollendung; 

7. Behörde: 
auch ein Gericht; 

8. Maßnahmen: 
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Verfall, die Einziehung und die 
Unbrauchbarmachung; 

9. Entgelt: 
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=LPartG
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(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen ge-
setzlichen Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hin-
sichtlich einer dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit ausreichen 
lässt.  

(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere 
Darstellungen in denjenigen Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 
 

*** 
 
 

§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer im geschäft-
lichen Verkehr als Angestellter oder Beauftragter eines Unternehmens  

1. einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleis-
tungen einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlaute-
rer Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei 
dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder un-
terlasse und dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem Angestellten oder Be-
auftragten eines Unternehmens  

1. einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen ihn 
oder einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer 
Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug 
von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und 
dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

 
*** 

 

§ 300 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftli-
chen Verkehr und im Gesundheitswesen 

1In besonders schweren Fällen wird eine Tat nach den §§ 299, 299a und 299b mit Frei-
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn  

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht oder 
2. der Täter gewerbsmäßig handelt oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortge-

setzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
 
 

*** 
 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299a
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299b
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§ 302 Erweiterter Verfall 

In den Fällen der §§ 299, 299a und 299b ist § 73d anzuwenden, wenn der Täter gewerbs-
mäßig handelt oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher 
Taten verbunden hat.  
 

*** 
 

§ 331 Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Drit-
ten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) 1Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, 
der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künf-
tig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Der 
Versuch ist strafbar.  

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm gefor-
derten Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rah-
men ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unver-
züglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt.  
 

*** 
 

§ 332 Bestechlichkeit 

(1) 1Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorge-
nommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder 
verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
3Der Versuch ist strafbar.  

(2) 1Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, 
der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künf-
tig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 2In minder schweren 
Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.  

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, 
wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,  

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermes-

sens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 
 

*** 
 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299a
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=299b
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=73d
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§ 333 Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstaus-
übung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schieds-
richter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 
vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im Rahmen 
ihrer Befugnisse entweder die Annahme des Vorteils durch den Empfänger vorher geneh-
migt hat oder sie auf unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt.  
 

*** 
 

§ 334 Bestechung 

(1) 1Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für 
diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass 
er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine 
Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe.  

(2) 1 Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schieds-
richter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass er eine richterliche Handlung  

1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 
2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft.  
 
2Der Versuch ist strafbar.  

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung anbietet, 
verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er 
den anderen zu bestimmen versucht, dass dieser  

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung des Ermes-

sens durch den Vorteil beeinflussen lässt. 
 

*** 
 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung  

(1) In besonders schweren Fällen wird  
1. eine Tat nach  

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 
b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332&x=1
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332&x=3
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=334
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=334&x=1
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=334&x=2
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=334&x=3
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332&x=2
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332&x=3


Formblatt für die Verpflichtung von privaten Transportbegleitern (Verwaltungshelfer) 
im Rahmen des Pilotversuchs zur Einführung des Modells Verwaltungshelfer  
bei der Begleitung von Großraum- und Schwertransporten in Bayern 

Anlage 1            

- Seite 6 von 7 - 

bestraft.  
(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn  

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 
2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert 

hat, dass er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder 
3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
 

*** 
 

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der 
§§ 331 bis 335a steht das Unterlassen der Handlung gleich.  
 

*** 
 

§ 338 Erweiterter Verfall 

In den Fällen der §§ 332 und 334, jeweils auch in Verbindung mit den §§ 335a bis 337, ist 
§ 73d anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt oder als Mitglied einer Bande, 
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat.  
 

*** 
 

§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungs-
pflicht 

(1) 1Wer ein Geheimnis, das ihm als  
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahr-

nimmt, anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und 
dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
2Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so 

wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.  
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder 

eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er  
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines 

Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verlet-

zung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, an einen anderen 
gelangen lässt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige öffentliche Inte-
ressen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft.  

(3) Der Versuch ist strafbar.  
(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessord-

nung genannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, 
Auswertung oder Veröffentlichung des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der 
Nachricht, zu deren Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken.  

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=331
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=335a
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=334
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=335a
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=337
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=73d
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StPO&p=53
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StPO&p=53&x=1
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(4) 1Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. 2Die Ermächtigung wird erteilt  
1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans  

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner 
Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Lan-
des bekanntgeworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde  
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner 
Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen 
Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekanntgeworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle 
des Bundes verpflichtet worden ist; 

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 
Nr. 2. 

 
*** 

 

§ 358 Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den 
§§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 
und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aber-
kennen.  
 
 
 
 
 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=StGB&p=332
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